
Art 2 GrÄndStVtr BR/ND
Staatsvertrag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die Änderung der
gemeinsamen Landesgrenze (Anlage zur Bekanntmachung über den Abschluss und das Inkrafttreten des
Staatsvertrages zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die Änderung
der gemeinsamen Landesgrenze)
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Das in den abgetretenen Gebieten jeweils gelegene Verwaltungsvermögen von Körperschaften des
öffentlichen Rechts geht mit allen Rechten und Pflichten ohne Entschädigung auf die in dem
aufnehmenden Land zuständige entsprechende Körperschaft des öffentlichen Rechts über.

(2) Die im Eigentum des Landes Niedersachsen verbleibenden, in dem als Anlage 2 beigefügten
Kartenblatt eingezeichneten Außendeichflächen, die im Liegenschaftskataster, Stand 10. Oktober 2006,
mit 1 040 220 m2 erfasst sind, unterliegen als Finanzvermögen des Landes Niedersachsen außerhalb
dieses Staatsvertrages zu treffenden vertraglichen Regelungen. Dies gilt auch für die in dem als Anlage 2
beigefügten Kartenblatt eingezeichneten, 1 909 320 m2 großen Gewerbeerwartungsflächen, die sich im
Eigentum des Landes Niedersachsen befinden und abzüglich einer von der Freien Hansestadt Bremen
bereits gekauften 182 769 m2 großen Fläche insgesamt vom Land Niedersachsen an die Freie
Hansestadt Bremen verkauft werden sollen.
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